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1 Planungsanlass und Beschreibung des Plangebietes 

1.1 Planungsanlass 

Die Firma ENERPARC AG, Hamburg beabsichtigt durch ihr Tochterunternehmen 
ENERPARC Solar Invest 170 GmbH auf einer rd. 6 ha großen Fläche am westlichen 
Ortseingang von Stadtallendorf zwischen Bahnlinie, Bundesstraße 454 und Kleingar-
tenanlage eine Freiflächenphotovoltaikanlage (PVA) mit einer zu installierenden Leis-
tung von ca. 7,0 MWp zu realisieren. 
Das Vorhaben dient der Nutzung erneuerbarer Energien und damit auch der ange-
strebten Energiewende durch die Reduzierung der Nutzung fossiler Energieträger. Das 
Vorhaben trägt damit auch zu einer Vermeidung von Emissionen bei und dient dadurch 
auch dem Klimaschutz und der Klimaanpassung.  
Das Vorhaben entspricht damit gleich mehreren Zielen und Grundsätzen der Bauleit-
planung (§ 1 Abs. 5 und 6 Baugesetzbuch – BauGB) und ist insofern im öffentlichen 
Interesse. 
Die Vereinbarkeit mit raumordnerischen Belangen wurde im Vorfeld bereits durch den 
Vorhabenträger mit der zuständigen Oberen Landesplanungsbehörde (Regierungsprä-
sidium Gießen) abgestimmt. 
Planungsrechtlich liegt das Gelände im Außenbereich nach § 35 BauGB und stellt ein 
nicht-privilegiertes Vorhaben dar. Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Stadt 
Stadtallendorf ist das Areal als „Fläche für die Landwirtschaft“ dargestellt. Insofern ist 
zur Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzung für eine Bebauung die Aufstel-
lung eines (vorhabenbezogenen) Bebauungsplans und eine Änderung des Flächen-
nutzungsplans erforderlich. Diese erfolgt gem. § 8 Abs. 3 BauGB „parallel“ zur Aufstel-
lung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans. 

 
Abbildung 1: Räumliche Lage – Ausschnitt OSM 
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Die Rahmenbedingungen zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans im 
vereinfachten (§ 13 BauGB) oder beschleunigten Verfahrens (§ 13a BauGB) liegen 
nicht vor. Die Bauleitplanung ist daher im 2-stufigen Regelverfahren inkl. Umweltprü-
fung aufzustellen. Da die Bauleitplanung darüber hinaus der Umsetzung eines privaten 
Vorhabens dient, erfolgt die planungsrechtliche Umsetzung im vorliegenden Fall im 
Weg eines „Vorhaben- und Erschließungsplans“ gem. § 12 BauGB, welcher die Auf-
stellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans beinhaltet. 
Infolge dessen hat Stadtverordnetenversammlung der Stadt Stadtallendorf in ihrer Sit-
zung am 25.06.2020 gem. § 2 (1) BauGB die Beschlüsse zur Änderung des Flächen-
nutzungsplans (75. FNP-Änderung für den Bereich „Solarpark Münchmühle) und zur 
Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 104 „Solarpark Münchmüh-
le“ in der Kernstadt beschlossen. 
 

1.2 Lage und Abgrenzung des Plangebietes 

Der Geltungsbereich liegt westlich der Kernstadt und umfasst einen intensivackerbau-
lich genutzten Schlag zwischen der Marburger Straße (B 454) und der Bahnstrecke 
Stadtallendorf-Kirchhain. Die Geltungsbereichsgrenze orientiert sich den Wege- und 
Bahnparzellen bzw. dem im Westen liegenden Wald und der östlich anschließenden 
Kleingartenanlage. 
Der Geltungsbereich des Plangebiets umfasst die nachfolgenden Flurstücke in der 
Gemarkung Stadtallendorf, 

 
Abbildung 2: Plangebiet auf Katasterbasis (Stadt Stadtallendorf) 
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Flur 36: Flurstücke:  55/2, 55/3 (tw.), 217/3 und 217/4 (tw.) 
und besitzt eine Größe von ca. 5,9 ha. 

Die Fläche selbst wird überwiegend als Intensivacker genutzt, entlang der Bahnlinie 
stockt ein Feldgehölz aus großen Überhältern und vorgelagerten jüngeren Bäumen. 
Darüber hinaus liegt im Norden eine Feldgehölzinsel, welche durch eine Wiesenbrache 
von den Gehölzen an der Bahnlinie getrennt ist. 
Nordwestlich grenzt das Grundstück eines bewohnten ehemaligen Bahnwärterhäus-
chens an, welches über einen nicht ausgemarkten Weg entlang der westlichen Plan-
gebietsgrenze an den südlich liegenden Radweg verkehrlich erschlossen ist (die Zu-
fahrtsmöglichkeit wird vertraglich gesichert). Jenseits von Radweg und Bundesstraße 
liegt ein großer Aussiedlerhof, etwas weiter in Richtung Südost liegt die Gedenkstätte 
Münchmühle, ein entferntes Außenlager des KZ Buchenwald. 
Die Fläche liegt innerhalb des Trinkwasserschutzgebiets 534-001 „WSG Wohratal-
Stadtallendorf“ in der Schutzzone II. Die entsprechenden Ver- und Gebote sind in der 
„Verordnung zum Schutz der Trinkwassergewinnungsanlagen der Wasserwerke Wohr-
atal und Stadtallendorf des Zweckverbandes Mittelhessische Wasserwerke, Landkreis 
Marburg-Biedenkopf, vom 02.11.1987“ (siehe Staatsanzeiger für das Land Hessen, Nr. 
48/1987, Seite 2373 – 2378) geregelt. 
Weitere Schutzgebiete und/oder Schutzobjekte nach Fachplanungsrecht sind nicht 
unmittelbar betroffen. 
  

 
Abbildung 3: Plangebiet auf Luftbildbasis (HVBG) 
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1.3 Verfahren 
Im Ausbau der Erneuerbaren Energien kommt der Solarenergie bundes-, aber auch 
hessenweit eine wichtige Rolle zu. Sie besitzt, nach der Windkraft, das größte Ausbau-
potential und im Jahr 2011 wurde bundesweit mehr als 15 % des erneuerbaren Stroms 
aus Sonnenenergie gewonnen. 
Der Regionalplan Mittelhessen 2010 formuliert in Kapitel 7.2 die Zielvorgabe, bis zum 
Jahr 2020 mindestens ein Drittel des Endenergieverbrauchs - ohne Verkehr - durch 
möglichst regional erzeugte Erneuerbare Energien abzudecken. Nach der vorstehen-
den Prognose müsste Mittelhessen demzufolge im Jahr 2020 durch die Nutzung Er-
neuerbarer Energien rd. 6.085 GWh (Strom und Wärme) erzeugen.1 

Daher hat sich die Stadt entschlossen, einen Bebauungsplan aufzustellen. Hierfür ist 
auch die Änderung des Flächennutzungsplans in diesem Bereich erforderlich, welche 
parallel erfolgt. 
 

1.4 Verfahrenstechnische Rahmenbedingungen 
Da die Bauleitplanung der Umsetzung eines Privatvorhabens dient, wird im vorliegen-
den Fall der Weg eines „Vorhaben- und Erschließungsplans“ gem. § 12 BauGB vorge-
schlagen. 
In verfahrenstechnischer Hinsicht wird für die betroffene Fläche ein vorhabenbezoge-
ner Bebauungsplan aufgestellt. Parallel zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird 
zwischen Gemeinde und Vorhabenträger ein „Durchführungsvertrag“ erarbeitet, der im 
Wesentlichen die Fragen der Kostenverteilung (z.B. Planungs- und Verfahrenskosten, 
Kosten für die Erschließung etc.) sowie mögliche Haftungs- und Entschädigungsfragen 
etc. zu Lasten des Vorhabenträgers regelt. Dieser Vertrag ist zwingender Verfahrens-
bestandteil muss spätestens bis zum Satzungsbeschluss durch beide Vertragsparteien 
unterzeichnet sein. Dadurch bleibt es der Gemeinde während des gesamten Verfah-
rens über möglich, auf Planungsinhalte sowie Vertragsinhalte ggf. steuern einzugrei-
fen, wie dies bei einem „normalen“ Bebauungsplan auch der Fall ist. 
Als dritter zwingender Verfahrensbestandteil ist durch den Vorhabenträger der „Vorha-
ben- und Erschließungsplan“ zu liefern. Hierbei handelt es sich um einen Lageplan und 
einer Beschreibung der geplanten Erschließung (Anschluss an öffentliche Ver- und 
Entsorgungsanlagen inkl. des Kapazitätsnachweises, Verkehrsanbindung) des Vorha-
bens. Dieser Plan dient als Grundlage für die Erarbeitung der Festsetzungsinhalte des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans und einiger Regelungsinhalte des Durchfüh-
rungsvertrages. 
 
  

 
1 Grundsatzpapier: Raumordnerische Steuerung von Standorten für raumbedeutsame Photovoltaik-Freiflächenanlagen, 
Stand Juni 2012. 
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1.5 Verfahrensschritte 
Die Bauleitplanung wird im 2-stufigen Regelverfahren nach §§ 3 und 4 BauGB aufge-
stellt. Folgende gesetzlich vorgeschriebene Verfahrensschritte hat der Bauleitplan 
durchlaufen: 

Nr. Verfahrensschritt mit Rechtsgrundlage Datum / Zeitraum 
1. Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB 25.06.2020 

2. Frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 
BauGB laufend 

3. Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB laufend 

4. Öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB vom __.__.____ 
bis __.__.____ 

5. Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB 

vom __.__.____ 
bis __.__.____ 

6. Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB __.__.____ 

7. Inkrafttreten durch ortsübliche Bekanntmachung des Sat-
zungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 BauGB __.__.____ 

 

1.6 Bodenschutz in der Bauleitplanung 
„Täglich werden in Deutschland rund 73 Hektar als Siedlungs- und Verkehrsflächen 
neu ausgewiesen. Dies entspricht einer Flächenneuinanspruchnahme – kurz Flächen-
verbrauch - von ca. 104 Fußballfeldern. Zwar lässt sich "Fläche" im engeren Wortsinn 
nicht "verbrauchen". Fläche ist jedoch – wie auch der Boden  - eine endliche Res-
source, mit der der Mensch sparsam umgehen muss, um sich seine Lebensgrundlagen 
zu erhalten.  

Bis zum Jahr 2020 will die Bundesregierung den Flächenverbrauch auf maximal 30 
Hektar pro Tag verringern. Dieses sogenannte 30-ha-Ziel hat sie in ihrer nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie von 2002 festgelegt. Die nationale Strategie zur biologischen 
Vielfalt von 2007 konkretisiert diese Vorgabe: Sie formuliert Visionen und benennt Ak-
tionsfelder für Bund, Länder und Kommunen. Die Europäische Kommission strebt gar 
das Flächenverbrauchsziel Netto-Null an. 

Notwendig ist zum einen, den Flächenverbrauch wie geplant zu reduzieren. Zum ande-
ren müssen bestehende Siedlungs- und Verkehrsflächen auch besser genutzt wer-
den.“2 
Daher wurden mit Änderung des Baugesetzbuchs im Jahr 2013 zwei in diesem Zu-
sammenhang wesentliche Änderungen aufgenommen. Diese betreffen in Bezug auf 
die städtebauliche Entwicklung zum einen den Grundsatz des Vorrangs der Innenent-
wicklung (§ 1 Abs. 5 BauGB, „Vorrang der Innenentwicklung3) und zum anderen die 

 
2Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit: http://www.bmub.bund.de/themen/strategien-
bilanzen-gesetze/nachhaltige-entwicklung/strategie-und-umsetzung/reduzierung-des-flaechenverbrauchs/ 
3 § 1 Abs. 5 BauGB: 
„Die Bauleitpläne sollen eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die sozialen, wirtschaftlichen und umwelt-
schützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen Generationen miteinander in Einklang bringt, 
und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung gewährleisten. [...] Hierzu soll die städte-
bauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung erfolgen.“ 
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erhöhte Begründungspflicht bei der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald ge-
nutzter Flächen (§ 1a Abs. 2 Satz 2 BauGB „Umwidmungssperrklausel“4) und erhöhen 
somit auch die Anforderungen an den ebenfalls in § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB genann-
ten „schonenden Umgang mit Grund und Boden“ („Bodenschutzklausel“). 
Die o.g. Neuregelungen normieren jedoch „nicht etwa eine strikte Rechtspflicht (OVG 
Münster Urt. v. 28. 6. 2007 – 7 D 59/06.NE, aaO vor Rn. 1). Sie sind vielmehr „in der 
Abwägung zu berücksichtigen“ (§ 1a Abs. 2 Satz 3 BauGB) und beinhalten damit eine 
„Abwägungsdirektive“.5 

 

1.6.1 Vorrang der Innenentwicklung und Umwidmungssperrklausel 
Gemäß § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB sollen zur Verringerung der zusätzlichen Inan-
spruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung 
der Gemeinde, insbesondere 

• durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maß-
nahmen zur Innenentwicklung genutzt sowie 

• Bodenversiegelungen 
auf das notwendige Maß begrenzt werden. 
Darüber hinaus sollen gemäß § 1a Abs. 2 Satz 2+4 BauGB  

• landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke genutzte Flächen nur im not-
wendigen Umfang umgenutzt werden. Die Notwendigkeit ist zu begründen. 

 
Bewertung: 
Die Errichtung von großflächigen Solaranlagen durch Nachverdichtung im Innenbe-
reich ist i.d.R. nicht möglich und die Konversionsflächen in Stadtallendorf, welche sich 
für derartigen Zweck eignen, sind aktuell nicht verfügbar. Daher wird die nun gewählte 
landwirtschaftliche Fläche hierfür herangezogen und somit die Umwidmungssperrklau-
sel berührt. 
Allerdings ist zwischen den Modulen und bedingt auch darunter noch eine Grünland-
nutzung geplant, ob als Heuwiese oder in Form einer Schafweide - die Fläche geht 
also nicht vollständig der Landwirtschaft verloren und durch die aufgeständerte Bau-
weise sind bodeneingreifende Maßnahmen auf ein Minimum beschränkt (aufgeständert 
auf gerammte Aluminiumprofile). Darüber hinaus ist die Nutzung derartiger Anlagen 
i.d.R. auf 25 - 30 Jahre ausgelegt, so dass die Fläche voraussichtlich nicht dauerhaft 
beansprucht werden wird. 

 
4 § 1a Abs. 2 BauGB 
„Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen 
Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere 
durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen 
sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. Landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke 
genutzte Flächen sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden. [...] Die Notwendigkeit der Umwandlung land-
wirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen soll begründet werden; dabei sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten 
der Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu denen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken 
und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen können.“ 
5 zit. nach: Beck`scher Online-Kommentar BauGB, Ernst/ Zinkahn/ Bielenberg/ Krautzberger, 115. Ergänzungslieferung 
2014 – Rn. 62-62c. 
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Nach der bodenfunktionalen Gesamtbewertung (Bodenviewer Hessen) wird die Fläche 
zudem nur als gering eingestuft, bei mittlerer Standorttypisierung und Ertragspotential 
sowie geringer Feldkapazität und Nitratrückhaltevermögen - insofern ist die Fläche 
innerhalb der Stadtallendorfer Agrarflur von ihrer Wertigkeit her im Vergleich eher im 
unteren Mittelfeld einzustufen. 
Darüber hinaus liegt sie in einem Wasserschutzgebiet der Zone II und hat hierdurch 
erhöhte Schutzansprüche - durch die Umwandlung in Grünland und Extensivierung der 
Nutzung erfolgt eine Verbesserung der Grundwasserqualität, da die Belastungen mit 
Dünge- und Pflanzenschutzmittel aus der Intensivlandwirtschaft langfristig zurückge-
hen. 
Unter Berücksichtigung der zudem hervorragenden verkehrlichen Erschließungssitua-
tion über die B 454 sowie den Netzverknüpfungspunkt der EnergieNetz Mitte auf der 
anderen Straßenseite auf Höhe des Plangebiets bewertet die Stadt Stadtallendorf eine 
Überplanung der Fläche als erforderlich und hinnehmbar. 
 

1.7 Klimaschutz und Klimaanpassung 
Nicht zuletzt auf Grund des Weltklimaberichts der Vereinten Nationen (UN) ist deutlich 
geworden, dass die Bekämpfung des Klimawandels und die Anpassung an den Klima-
wandel dauerhafte Zukunftsaufgaben auch der Städte und Gemeinden sind. Diese 
Aufgaben haben auch eine städtebauliche Dimension, der die Gemeinden bei ihren 
Vorgaben zur örtlichen Bodennutzung Rechnung tragen sollen. 
Mit der BauGB Novelle 2011 („Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der Ent-
wicklung in den Städten und Gemeinden“) wurden zur Stärkung des Klimaschutzes 
u.a. eine Klimaschutzklausel eingefügt, die Festsetzungsmöglichkeiten zum Einsatz 
und zur Nutzung erneuerbarer Energien und aus Kraft-Wärme-Kopplung erweitert, 
Sonderregelungen für die Windenergienutzung eingefügt und die Nutzung insbesonde-
re von Photovoltaikanlagen an oder auf Gebäuden erleichtert.6 
Der neugefasste § 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB bestimmt nunmehr, dass die Bauleitpläne 
dazu beitragen sollen, „eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Le-
bensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klima-
anpassung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung zu fördern, sowie die städte-
bauliche Gestalt und das Orts- und das Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu 
entwickeln.“ Die Neuregelungen der § 1 Abs. 5 Satz 2, und § 1a Abs. 5 BauGB werten 
den kommunalen Klimaschutz auf, verleihen ihm aber keinen Vorrang vor anderen 
Belangen nach § 1 Abs. 6 BauGB und § 1a BauGB. 
Mit der Entscheidung über den Ausstieg aus der Nutzung der Kernenergie wurde 
gleichzeitig die Entscheidung hin zu den Erneuerbaren Energien getroffen. Diese gel-
ten als Motor der Regionalentwicklung und sind zu fördern. Vor allem ländliche Regio-
nen schaffen sich durch den dezentral betriebenen Ausbau der Erneuerbaren Energien 
die Möglichkeit, eine nachhaltige, sichere und auf lange Sicht gesehen preiswerte 
Strom- und Wärmeversorgung auf ihrer Ebene sicherzustellen. Sie minimieren damit 
ihre Abhängigkeit von externen Einflüssen nationaler und internationaler Energiemärk-
te. Für Kommunen eröffnen sich durch die Ansiedlung von neuen gewerblichen Anla-
gen zur Erzeugung regenerativer Energien außerdem Einnahmequellen, die zur Kon-

 
6 zitiert aus: Bundestagsdrucksache 17/6076, vom 06.06.2011 
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solidierung der kommunalen Haushalte bzw. zur Verbesserung der räumlichen, sozia-
len und wirtschaftlichen Strukturen beitragen können.7 

Im Ausbau der Erneuerbaren Energien kommt der Solarenergie bundes-, aber auch 
hessenweit eine wichtige Rolle zu. Sie besitzt, nach der Windkraft, das größte Ausbau-
potential und im Jahr 2011 wurde bundesweit mehr als 15 % des erneuerbaren Stroms 
aus Sonnenenergie gewonnen. 
Der Regionalplan Mittelhessen 2010 formuliert in Kapitel 7.2 die Zielvorgabe, bis zum 
Jahr 2020 mindestens ein Drittel des Endenergieverbrauchs - ohne Verkehr - durch 
möglichst regional erzeugte Erneuerbare Energien abzudecken. Nach der vorstehen-
den Prognose müsste Mittelhessen demzufolge im Jahr 2020 durch die Nutzung Er-
neuerbarer Energien rd. 6.085 GWh (Strom und Wärme) erzeugen.8 

 

2 Beschreibung der Plankonzeption 
Text und Abbildungen aus: 

Projektbeschreibung zum Vorhaben der ENERPARC AG, 02/2020 

Allgemeines 
Die Firma ENERPARC AG, Hamburg beabsichtigt durch ihr Tochterunternehmen 
ENERPARC Solar Invest 170 GmbH eine Photovoltaikfreiflächenanlage (PVA) in 
Stadtallendorf in der Flur 36 zwischen Bahnlinie und der Bundesstraße 454 westlich 
des Ortseingangs von Stadtallendorf zu errichten. Die PVA soll auf einer Fläche von 
ca. 6,0 ha mit einer geplanten Leistung von ca. 7,0 MWp installiert werden. 
Die betroffenen Flurstücke werden derzeit zum größten Teil landwirtschaftlich genutzt. 
Die Ackerzahl beläuft sich zwischen 15 und 40. 
Der von der PVA erzeugte Strom wird in Gänze in das öffentliche Stromnetz einge-
speist. Ein geeigneter Netzverknüpfungspunkt wurde beim zuständigen Energieversor-
ger EnergieNetz Mitte angefragt [und zwischenzeitlich auf der gegenüberliegenden 
Seite der Bundesstraße zugesagt]. Die in das öffentliche Stromnetz eingespeiste elekt-
rische Energie wird für den Anlagenteil der PVA, der sich in einem Streifen von 110m 
vom bestehenden Gleiskörper befindet, im Rahmen des Erneuerbaren-Energien-
Gesetz (EEG) vergütet. Die Höhe der Vergütung hängt von dem noch zu erwirkenden 
Tarifzuschlag durch die Bundesnetzagentur im Rahmen der entsprechenden Aus-
schreibungsrunden für Erneuerbare Energien ab. Der Strom aus dem restlichen Anla-
genteil, der sich nicht in dem 110 m-Streifen entlang des Gleiskörpers befindet, wird 
durch die Sunnic Lighthouse GmbH, einer Tochtergesellschaft der ENERPARC AG, 
direkt vermarktet. 
Die geplante PVA erzeugt nach aktuellem Planungsstand ca. 7,2 Mio. kWh elektrischer 
Energie. Hiermit können über. 2.200 Haushalte9 mit Strom versorgt und werden. 
Die geplante Laufzeit der PVA beträgt mind. 30 Jahre. 
Die geplante PVA besteht aus den eigentlichen Modulen, die auf einer Tragekonstruk-
tion aus Alumium/Stahl befestigt werden, samt Nebenanlagen wie bspw. Wechselrich-

 
7 aus: Teil-Regionalplan-Energie Mittelhessen 2016, Seite 4 
8 Grundsatzpapier: Raumordnerische Steuerung von Standorten für raumbedeutsame Photovoltaik-Freiflächenanlagen, 
Stand Juni 2012. 
9 Statistisches Bundesamt: durchschnittlicher Stromverbrauch je Haushalt  
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ter, Trafo- und Übergabestationen sowie einem geschlossenen Zaunsystem, das den 
gesamten Anlagenbereich umschließt.  
In bereits abgeschlossenen Pachtverträgen räumen die Eigentümer der o.g. Flurstücke 
der ENERPARC Solar Invest 170 GmbH das Recht ein, diese Flurstücke für einen Zeit-
raum von 20 Jahren zzgl. eines Verlängerungszeitraums von 10 Jahren für die PVA zu 
nutzen. 
Die PVA soll in Abstimmung mit der Stadt Stadtallendorf und der unteren Naturschutz-
behörde mit Grünelementen eingefasst werden, so dass mögliche Sichtbeziehungen 
zwischen PVA und der B 454 minimiert werden. Unterhalb und zwischen den Modul-
reihen wird sich innerhalb weniger Wochen ein extensives Grünland entwickeln und in 
der gesamten Laufzeit der PVA bestehen bleiben. Aufkommendes Regenwasser kann 
somit ungehindert in den Boden versickern. 
 
Komponenten 
Module: 
Aktuell sind Module des Herstellers Jinko Solar mit einer Leistung von 330 Wp geplant.  
Unterkonstruktion: 
Die Module werden auf sog. „Tischen“ auf einer Leichtmetallkonstruktion angeordnet. 
Diese wiederum ist auf in den unbefestigten Boden gerammte Aluminiumprofile befes-
tigt. Die Gründungstiefe dieser Profile beträgt in Abhängigkeit des Untergrundes ca. 
1,20 bis 2,50 m.  
Die Tische werden auf allen Teilbereichen der Vorhabenfläche mit fest definiertem 
Winkel von ca. 20° nach Süden hin aufgeständert. 
Die untere Modulkante befindet sich somit ca. 80 cm über GOK, die obere Modulkante 
maximal 3,0 m über GOK.  
Der Reihenabstand der Tische beträgt zwischen 2,00 und 2,20 m. 
Wechselrichter / Tansformator: 
Der in den Modulen erzeugte Gleichstrom wird mit Hilfe von Wechselrichtern in netz-
konformen Wechselstrom umgewandelt. Je nach Netzeinspeisepunkt muss dieser 
Wechselstrom mit Hilfe von Transformatoren auf eine vom Energieversorger geforderte 
Spannungsebene transformiert werden. 
Einfriedung: 
Die PVA wird aus versicherungstechnischen Gründen mit einem ca. 2,30 m hohen 
Stabmattenzaun inkl. Übersteigschutz umfasst. Die Maschenweite wird so gewählt, 
dass sie Kleintieren die Möglichkeit des Wechsels bietet. 
 

Erschließung 
Die Erschließung erfolgt über die B 454 (Marburger Straße) – Einmündung zu den 
Schrebergärten gegenüber Abzweig Plausdorfer Weg. Diese Zufahrt wird vor allem in 
der Bauphase regelmäßig genutzt. Während der Betriebsphase findet eine geringe 
Nutzung durch Service- und Wartungspersonal statt. 
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Abbildung 4: Systemschnitt – Solarmodule Abbildung 5: Beispielhaft bereits umgesetztes Projekt 

 

2.1 Blendgutachten 
Aufgrund der angrenzend im Süden verlaufenden Bundesstraße B 454 wurde ein 
Blendgutachten in Auftrag gegeben (Analyse der potentiellen Blendwirkung einer ge-
planten PV Anlage in der Nähe von Stadtallendorf in Hessen. - SolPEG GmbH, Solar 
Power Expert Group, Hamburg, 23.07.2020) um die potentielle Blendwirkungen, die zu 
Verkehrsbehinderungen oder -gefährdungen führen können, zu beurteilen,. 
Dieses kommt zu folgendem Schluss (Gutachten, S. 26): 
 
Zusammenfassung  

Die Analyse von 6 exemplarisch gewählten Messpunkten im Bereich der geplanten PV 
Anlage Stadtallendorf zeigt für Verkehrsteilnehmer auf der B454 nur eine geringfügige 
Wahrscheinlichkeit für Reflexionen. Entscheidend ist allerdings der Aspekt, dass die 
Einfallswinkel der Reflexionen außerhalb des für Fahrzeugführer relevanten Sichtwin-
kels liegen und Reflexionen daher zu vernachlässigen sind. Im Bereich der Einmün-
dung des Plausdorfer Wegs auf die B454 ist kein direkter Sichtkontakt zur Immissions-
quelle vorhanden. Eine Beeinträchtigung für Verkehrsteilnehmer durch die PV Anlage 
kann mit hinreichender Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden.  

Für die südöstlich der PV Anlage gelegenen Gebäude sind potentielle Reflexionen auf-
grund der großen Entfernung zur Immissionsquelle und aufgrund eines natürlichen 
Sichtschutzes durch Büsche und Bäume zu vernachlässigen. Eine Beeinträchtigung für 
Anwohner bzw. schutzwürdige Räume im Sinne der Lichtleitlinie ist nicht vorhanden.  

Auf der Bahnstrecke der Main-Weser-Bahn sind nach Bereinigung der Rohdaten keine 
Reflexionen durch die PV Anlage mehr nachweisbar. 
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Beurteilung der Ergebnisse  

Die potentielle Blendwirkung der hier betrachteten PV Anlage „Stadtallendorf“ kann als 
„geringfügig“ klassifiziert10 werden. Im Vergleich zur Blendwirkung durch direktes Son-
nenlicht oder durch Spiegelungen von Windschutzscheiben, Wasserflächen, Ge-
wächshäusern o.ä. ist diese „vernachlässigbar“. 

Unter Berücksichtigung von weiteren Einflussfaktoren wie z.B. Geländestruktur, lokalen 
Wetterbedingungen (Frühnebel, etc.) kann die Wahrscheinlichkeit für das Auftreten von 
Reflexion durch die PV Anlage als gering eingestuft werden. Anhand der ausgewerte-
ten Ergebnisse kann eine Beeinträchtigung von Fahrzeugführern (PKW/LKW) und 
auch Anwohnern durch Reflexionen durch die PV Anlage mit hinreichender Wahr-
scheinlichkeit ausgeschlossen werden.  

Vor dem Hintergrund dieser Ergebnisse sind keine speziellen Sichtschutzmaßnahmen 
erforderlich bzw. angeraten.  
 

2.2 Sonstige Maßnahmen 
Die Flächen unter und zwischen den Modultischen werden als Grünland hergestellt 
und extensiv gepflegt. 
Obwohl gem. Gutachten keine speziellen Sichtschutzmaßnahmen erforderlich sind, 
werden entlang der Süd- und Ostgrenze Eingrünungsstreifen festgesetzt, welche mit 
niedrigen Laubgehölzen zu bepflanzen sind. Darüber hinaus sollen auch die Mantelge-
hölze entlang der Bahnlinie erhalten werden und auch zum Grundstück mit dem Bahn-
häuschen hin sollen Sträucher als Sichtschutz gepflanzt werden. 
Der Weg entlang der Westgrenze soll erhalten bleiben, was durch eine entsprechende 
Rücknahme der Baugrenze sowie auf dem Vertragsweg erfolgt. 
 

  

 
10 Die Klassifizierung entspricht den Wertebereichen der Simulationsergebnisse. 
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3 Planerische Vorgaben und Rahmenbedingungen 

3.1 Regionalplan Mittelhessen (RPM) und Teilregionalplan Energie (TRPEM) 
„Der Solarenergie ist im Hinblick auf eine klimaschonende Energieversorgung eine 
hohe Bedeutung beizumessen. Im Vergleich besitzt die Solarenergie nach der 
Windenergie das größte Ausbaupotenzial bei den Erneuerbaren Energien. 
Photovoltaikanlagen wandeln die Solarenergie in elektrischen Strom um, der entwe-
der unmittelbar vor Ort und ohne Belastung des Stromnetzes verbraucht werden 
kann oder in das öffentliche Stromnetz eingespeist wird. Mittelhessen gehört zu ei-
ner Zone relativ hoher Einstrahlung, so dass sich potenziell geeignete Standorte für 
die Nutzung der Strahlungsenergie über die gesamte Region verteilen. 
Das Land Hessen hat mit dem Energiegipfel vom 10. November 2011 für Photovol-
taik ein Ausbauziel von 6 TWh/a formuliert und damit dem Ausbau der Photovoltaik 
eine wesentliche Bedeutung eingeräumt.“ (zu 2.3.-1 bis 2.3-4, TRPEM) 

  
Abbildung 6: TRPEM 2016 - Ausschnitt Abbildung 7: RPM 2010 - Ausschnitt 

Im Teilregionalplan Energie Mittelhessen (TRPEM 2016) wird keine Gebietszuweisung 
für das Plangebiet getroffen, es befindet sich somit außerhalb der in erster Linie für die 
Errichtung einer PVA zugedachten „Vorbehaltsgebieten für Photovoltaik-
Freiflächenanlagen“: 

„Raumbedeutsame Photovoltaik-Freiflächenanlagen, die nicht in Vorranggebieten 
Industrie und Gewerbe errichtet werden können, sollen in den Vorbehaltsgebieten 
für Photovoltaik-Freiflächenanlagen errichtet werden. In diesen Vorbehaltsgebieten 
ist der Nutzung durch raumbedeutsame Photovoltaikanlagen bei der Abwägung mit 
konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen ein besonderes Gewicht beizumes-
sen.“ (2.3-2 (G) (K), TRPEM 2016) 

und mit einer Größe von rd. 5,9 ha ist auch eine Raumbedeutsamkeit gegeben: 
„Für die Raumbedeutsamkeit einer Photovoltaikanlage sind die Flächeninanspruch-
nahme und die räumliche Lage der Anlage ein Indiz. Regionalplanerischer Steue-
rungsbedarf besteht ausschließlich bei raumbedeutsamen PV-FFA. Anlagen, die die 
Darstellungsgrenze der Regionalplanung von 5 ha (Bruttofläche, inkl. Eingrünung, 
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Erschließung etc.) erreichen bzw. überschreiten, sind stets als raumbedeutsam ein-
zustufen. [...]“ (zu 2.3-2 und 2.3-3, TRPEM 2016) 

Der TRPEM 2016 trifft in diesem Zusammenhang hinsichtlich der rechtlichen Wirkung 
aber auch folgende Aussage: 

„Die Festlegung von Vorbehaltsgebieten PV-FFA ist eine Angebotsplanung zur Un-
terstützung der kommunalen Planung. Die ausgewiesenen Vorbehaltsgebiete PV-
FFA sind als Grundsatz der Raumordnung im Rahmen der kommunalen Bauleitpla-
nung und sonstiger Fachplanungen besonders zu berücksichtigen und insoweit ei-
ner Abwägung mit konkurrierenden Nutzungen zugänglich. Dabei ist der Nutzung 
als PVFFA gemäß § 7 Satz 1 Ziff. 2 ROG ein besonderes Gewicht beizumessen. 
Begründete Abweichungen sind ebenso möglich, wie auch PV-FFA ggf. an 
anderer Stelle im Gemeindegebiet im Rahmen der kommunalen Planung ent-
stehen können. Die regionalplanerische Vorbehaltsfestlegung führt demnach 
nicht zu einer abschließend verbindlichen regionalplanerischen Standortsteu-
erung von PV-FFA, sondern hat vielmehr den Charakter einer regionalplaneri-
schen Vorleistung für die nachfolgende kommunale Bauleitplanung.“ 
„Soweit Photovoltaik-Freiflächenanlagen außerhalb der Vorbehaltsgebiete PV-FFA 
errichtet werden sollen, stehen in Vorranggebieten für Natur und Landschaft, Vor-
ranggebieten für Forstwirtschaft, Vorranggebieten für vorbeugenden Hochwasser-
schutz und in Vorranggebieten für den Abbau oberflächennaher Lagerstätten ge-
mäß Regionalplan Mittelhessen 2010 die jeweiligen freiraumbezogenen Ziele der 
Raumordnung der Errichtung raumbedeutsamer Photovoltaik-Freiflächenanlagen 
entgegen. Die Errichtung raumbedeutsamer PV-FFA in diesen Gebieten würde die 
Realisierung der jeweiligen Freiraumfunktion bzw. -nutzung verhindern oder zumin-
dest deutlich behindern.“ (zu 2.3-2 und 2.3-3 - Rechtliche Wirkung, TRPEM 2016) 

Demnach ist es grundsätzlich möglich, PVA`s auch außerhalb der Vorbehaltsgebieten 
PV-FFA durch die Aufstellung eines Bebauungsplans (inkl. Flächennutzungsplanände-
rung) zu errichten 
Die Fläche selbst unterliegt drei Gebietszuweisungen nach dem Regionalplan Mittel-
hessen (RPM 2010): 

• „Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen“, 
„In den Vorbehaltsgebieten für besondere Klimafunktionen sollen die Kalt- und 
Frischluftentstehung sowie der Kalt- und Frischluftabfluss gesichert und, soweit 
erforderlich, wiederhergestellt werden. Diese Gebiete sollen von Bebauung und 
anderen Maßnahmen, die die Produktion und den Transport frischer und 
kühler Luft behindern können, freigehalten werden. Planungen und Maß-
nahmen in diesen Gebieten, die die Durchlüftung von klimatisch bzw. lufthygie-
nisch belasteten Ortslagen verschlechtern können, sollen vermieden werden. 
Der Ausstoß lufthygienisch bedenklicher Stoffe soll reduziert, zusätzliche Luft-
schadstoffemittenten sollen nicht zugelassen werden.“ (6.1.3-1 (G) (K), RPM 
2010) 

• „Vorbehaltsgebiet für den Grundwasserschutz“ und 
„Die Vorbehaltsgebiete für den Grundwasserschutz sollen in besonderem Maße 
dem Schutz des Grundwassers in qualitativer und quantitativer Hinsicht 
dienen. In diesen Gebieten mit besonderer Schutzbedürftigkeit des Grundwas-
sers soll bei allen Abwägungen den Belangen des Grundwasserschutzes ein 
besonderes Gewicht beigemessen werden.“ (6.1.4-12 (G) (K), RPM 2010) 
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• „Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft“ 
„In den Vorbehaltsgebieten für Landwirtschaft soll die Offenhaltung der Land-
schaft durch landwirtschaftliche Bewirtschaftung gesichert werden. In der Ab-
wägung ist dem Erhalt einer landwirtschaftlichen Nutzung ein besonderes Ge-
wicht beizumessen.“ (6.3-2 (G) (K), RPM 2010) 
„Folgende Flächeninanspruchnahmen sind unter der in Grundsatz 6.3-2 ge-
nannten Voraussetzung in den Vorbehaltsgebieten für Landwirtschaft möglich: 

• Errichtung baulicher Anlagen für privilegierte Vorhaben, 

• Eigenentwicklung und Freizeitnutzungen im Anschluss an bebaute Ortsla-
gen  
< 5 ha, 

• Photovoltaikanlagen, 
• Aufforstungen und Sukzessionsflächen < 5 ha sowie 

• Maßnahmen zur Sicherung und Entwicklung eines überörtlichen Biotopver-
bundsystems < 5 ha. 

Dabei sind auch städtebauliche, denkmal- und landschaftspflegerische sowie 
umwelt- und naturschutzfachliche Belange zu berücksichtigen.“ (6.3-3 (Z), RPM 
2010) 

Durch die Errichtung einer PVA in Ständerbauweise mit einer max. Modulhöhe von 
max. 3 m über GOK werden keine klimarelevanten Kalt- und Frischluftabflusshinder-
nisse geschaffen. Ebenso wird die Kalt- und Frischluftentstehung nicht wesentlich ver-
ringert, da auch weiterhin Vegetationsflächen zwischen den Modulen bzw. darunter 
erhalten bleiben und das Niederschlagswasser versickert wird. Die moduleigenen Auf-
heizungseffekten werden durch die Hinterlüftung der freistehenden Module wie auch 
die Schattenwirkung gemindert, so dass auch hier nicht von großräumigen Beeinträch-
tigungen auszugehen ist. Lufthygienisch bedenkliche Stoffe werden ebenso nicht emit-
tiert. 
Der Geltungsbereich liegt innerhalb der Schutzzone II des Trinkwasserschutzgebiets 
der Wasserwerke Wohratal und Stadtallendorf. Die entsprechenden Ver- und Gebote 
sind einzuhalten (Staatsanzeiger für das Land Hessen, Nr. 48/1987, Seite 2373 – 
2378), aufgrund der geplanten in den unbefestigten Boden gerammten Aluminiumprofi-
le sind jedoch keine größeren bodeneingreifenden Maßnahmen erforderlich, es erfolgt 
keine Einschränkung bzgl. der Niederschlagswasserversickerung und es werden keine 
zusätzlichen Stoffe in das Grundwasser eingetragen - im Gegenteil, durch die Aufgabe 
der intensivlandwirtschaftlichen Nutzung werden die Stoffeinträge für die Dauer der 
Anlage verringert und es ist von einer teilweisen Regeneration der Bodenfunktionen 
und damit der Schutzüberdeckung auszugehen. Dennoch ist hier eine wasserrechtliche 
Ausnahmegenehmigung bei der zuständigen Stelle zu beantragen. 
Hinsichtlich der bodenfunktionalen Gesamtbewertung (Bodenviewer Hessen) wird die 
Fläche als gering bewertet, bei mittlerer Standorttypisierung und Ertragspotential sowie 
geringer Feldkapazität und Nitratrückhaltevermögen, und die Standortkarte von Hes-
sen stuft den Geltungsbereich hinsichtlich der Nutzungseignung für Acker als mittel 
(A2) ein - insofern sind keine hochwertigen und herausragenden landwirtschaftlichen 
Flächen für die Lebens- und Futtermittelerzeugung betroffen, auch nicht im Vergleich 
mit den sonstigen Agrarflächen im Stadtgebiet. 
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Darüber hinaus nennt der TRPEM 2016 u.a. folgende Eignungskriterien für PVA`s, 
welche das Plangebiet erfüllt: 

„Als Eignungsgebiete gelten aufgrund ihrer Vorbelastung weiterhin die Bereiche bis 
500 m Abstand zu bestehenden Schienentrassen, Bundesfernstraßen, regional 
bedeutsamen Straßen und sonstigen Landesstraßen, abzüglich der jeweiligen Bau-
verbotszonen[...]“ (zu 2.3-2 und 2.3-3 - Eignungskriterien, TRPEM 2016) 

Erhebliche Konflikte aufgrund des Vorbehaltsgebiets für Landwirtschaft sind daher 
nicht feststellbar, ebenso nicht aufgrund des Wasserschutzgebiets Zone II oder der 
besonderen regionalklimatischen Bedeutung. Dafür weist die Fläche aber eine hohe 
Eignung aufgrund der Vorbelastungen durch die angrenzenden Trassen von Schiene 
und Bundesstraße auf, was durch die sehr gute Erschließungssituation (verkehrlich 
sowie hinsichtlich des nahen Netzeinspeisungspunktes) noch verstärkt wird. 
Der Regionalplan enthält keine, der Planung explizit entgegenstehende Zielaussagen. 
Aufgrund der inhaltlichen Ausrichtung des Vorhabens im Hinblick auf die angestrebte 
Energiewende durch den regional orientierten Ausbau regenerativer Energiequellen 
erscheint das Vorhaben insgesamt mit den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung 
und Landesplanung vereinbar. 
 

3.2 Flächennutzungsplan (FNP) 

  
Abbildung 8: FNP-Ausschnitt - vor der Änderung Abbildung 9: FNP-Ausschnitt - nach der Änderung 

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Stadt Stadtallendorf stellt den Bereich 
gem. § 5 Abs. 2 Nr. 9 BauGB als "Fläche für die Landwirtschaft" dar, entlang der Bun-
desstraße sind Gehölze zu pflanzen, die Gehölze entlang der Bahnlinie sind zu erhal-
ten. 
Der vorliegende Bebauungsplan dient der Schaffung der planungsrechtlichen Voraus-
setzungen für die Errichtung einer PV-FFA. Daher wird parallel zur Aufstellung des 
Bebauungsplans auch eine Teiländerung des FNP in diesem Bereich betrieben (75. 
FNP-Änderung für den Bereich "Solarpark Münchmühle"), so dass das Plangebiet zu-
künftig gem. § 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB als „Sonderbaufläche - Solarpark“ dargestellt 
wird. Die Gehölzdarstellungen werden übernommen bzw. entsprechend der Planung 
ergänzt. 
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Es ist daher davon auszugehen, dass der vorhabenbezogene Bebauungsplan i.S. des 
§ 8 BauGB aus den künftigen Darstellungen des FNP entwickelt sein wird. 
 

 

4 Berücksichtigung von Umweltbelangen 

4.1 Aktueller Stand der Umweltprüfung 
Nach Abschluss der frühzeitigen Beteiligungsverfahren gem. BauGB werden die ein-
gegangenen umweltrelevanten Informationen in die Umweltprüfung eingearbeitet und 
als Umweltbericht im Rahmen der Beteiligungsverfahren nach § 3 Abs. 2 und § 4 
Abs. 2 BauGB zur Stellungnahme vor- bzw. ausgelegt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stadt Stadtallendorf August 2020 


